
   
  

 

Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten 
Generaldirektion Interne Politikbereiche 

PE 729.741 – März 2022 
    

ZUSAMMENFASSUNG  
für den AFCO-Ausschuss  

 

Auf dem Weg zu einer Überarbeitung der 
Verordnung über das Statut und die 

Finanzierung europäischer politischer 
Parteien und europäischer politischer 

Stiftungen1  
 

 

Die Rolle europäischer politischer Parteien wird in Artikel 10 Absatz 4 EUV und in Artikel 12 Absatz 2 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union dargelegt. Gemäß diesen Bestimmungen tragen sie „zur 
Herausbildung eines europäischen politischen Bewusstseins und zum Ausdruck des Willens der Bürgerinnen 
und Bürger der Union bei.“ Europäische politische Parteien und die ihnen angeschlossenen politischen 
Stiftungen können erheblich zur repräsentativen Demokratie in der EU beitragen, indem sie die europäische 
Dimension der öffentlichen Debatten und des Wahlwettbewerbs im Vorfeld von Wahlen zum Europäischen 
Parlament stärken.  

Die europäischen politischen Parteien wurden erstmals 1992 im Vertrag von Maastricht anerkannt. In den 
folgenden 30 Jahren durchliefen sie einen bemerkenswerten Prozess der rechtlichen Konsolidierung. Mit der 
Verordnung (EG) Nr. 2004/2003 wurde eine Finanzierungsregelung für die Bereitstellung von Finanzmitteln aus 
dem EU-Haushalt für die Parteien eingeführt. Mit der Verordnung (EG) Nr. 1524/2007 wurden politische 
Stiftungen zur Ergänzung der Tätigkeit europäischer politischer Parteien geschaffen. Daraufhin wurde ihnen 
mit der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 ein EU-Rechtsstatus verliehen. Zudem wurde damit die 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache: 
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729741/IPOL_STU(2022)729741_EN.pdf. 

In dieser Studie, die von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Ersuchen des AFCO-Ausschusses in Auftrag gegeben wurde, werden die 
wesentlichen vorgeschlagenen Änderungen der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1141/2014 über das Statut 
und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer politischer Stiftungen 
eingehend analysiert. Es wird darin bewertet, inwieweit durch die reformierte Verordnung im Einklang mit 
Artikel 10 Absatz 4 EUV die Fähigkeit politischer Parteien auf europäischer Ebene gestärkt wird, zur 
Herausbildung eines europäischen politischen Bewusstseins und zum Ausdruck des Willens der 
Bürgerinnen und Bürger der Union beizutragen. 

https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2022/729741/IPOL_STU(2022)729741_EN.pdf
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Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen geschaffen und das 
Finanzierungssystem reformiert. Die letztgenannte Verordnung wurde 2018 – in Bezug auf Eintragungs- und 
Finanzierungskriterien – und 2019 – in Bezug auf die Schutzvorschriften im Zusammenhang mit Verletzungen 
des Schutzes personenbezogener Daten – geändert.  

Die derzeitige Verordnung über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und 
europäischer politischer Stiftungen enthält eine Überprüfungsklausel (Artikel 38), gemäß der das Europäische 
Parlament bis zum 31. Dezember 2021 einen Bericht über die Anwendung der Verordnung veröffentlichen soll. 
Zudem soll die Kommission spätestens sechs Monate nach der Veröffentlichung dieses Berichts eine eigene 
Bewertung der Anwendung der Verordnung vorlegen, der gegebenenfalls ein neuer Gesetzgebungsvorschlag 
zur Änderung der Verordnung beigefügt wird. Das Europäische Parlament änderte und billigte den Bericht 
über die Anwendung der Verordnung, den sein Ausschuss für konstitutionelle Fragen (AFCO) ausgearbeitet 
hatte, in seiner Plenarsitzung vom 11. November 2021. Daraufhin legte die Kommission am 25. November 2021 
ihren eigenen Bewertungsbericht und einen Gesetzgebungsvorschlag vor. 

Das Ziel der Studie besteht darin, Hintergrundinformationen und politische Empfehlungen in Bezug auf den 
anstehenden Legislativbericht des AFCO-Ausschusses über die Überarbeitung der Verordnung (EU, Euratom) 
Nr. 1141/2014 über das Statut und die Finanzierung europäischer politischer Parteien und europäischer 
politischer Stiftungen für das Europäische Parlament bereitzustellen. In der Studie werden die wesentlichen 
Bestimmungen des Gesetzgebungsvorschlags eingehend analysiert und mit den Empfehlungen des 
Europäischen Parlaments verglichen, die in seinem Bericht über die Anwendung der Verordnung enthalten 
sind. Es wird bewertet, inwiefern durch den neuen Gesetzgebungsvorschlag im Einklang mit Artikel 10 Absatz 4 
EUV die Fähigkeit politischer Parteien auf europäischer Ebene und der ihnen angeschlossenen Stiftungen 
gestärkt wird, zur Herausbildung eines europäischen politischen Bewusstseins und zum Ausdruck des Willens 
der Bürgerinnen und Bürger der Union beizutragen.  

Die Studie gliedert sich in drei Hauptkapitel. In Kapitel 1 wird der Kontext der Reform der Parteienverordnung 
vorgestellt. Darin wird auf die wichtigsten Meilensteine der bisherigen Entwicklung europäischer politischer 
Parteien zurückgeblickt und der derzeitige Regelungsrahmen vorgestellt. In Kapitel 2 wird zunächst auf die 
Frage eingegangen, wieso die europäischen politischen Parteien trotz der im vorangehenden Kapitel 
beschriebenen organisatorischen Konsolidierung den Unionsbürgern immer noch kaum bekannt und nur 
begrenzt sichtbar sind. In dem Kapitel wird die Natur europäischer politischer Parteien erörtert, die als „Parteien 
von Parteien“ mit entstehenden, aber noch immer recht schwachen Verbindungen zur Zivilgesellschaft und zu 
den Bürgern in den EU-Mitgliedstaaten beschrieben werden. Zudem werden in dem Kapitel die wichtigsten 
Schritte behandelt, die zu dem neuen Gesetzgebungsvorschlag geführt haben, wobei ein Schwerpunkt auf 
politische Entscheidungsträger in der EU gelegt wird. 

Kapitel 3 ist der zentrale Teil der Studie. Darin wird der Gesetzgebungsvorschlag der Kommission systematisch 
mit dem Bewertungsbericht des Europäischen Parlaments, den zentralen Themen, die sich im Rahmen der 
Konsultation der Interessenträger herauskristallisiert haben, und der öffentlichen Debatte in Bezug auf die 
Reform des Statuts und der Finanzierung europäischer politischer Parteien verglichen. Der Schwerpunkt des 
Kapitels liegt auf den folgenden sechs Themen, die im Rahmen der Reform voraussichtlich angegangen 
werden: Mitgliedschaft, Beziehungen zu nationalen Parteien, Finanzierung, Achtung der Werte der EU, interne 
Parteiorganisation und Geschlecht sowie Verwaltungsangelegenheiten. In dem Kapitel wird gezeigt, dass bei 
dem Gesetzgebungsvorschlag mehrere Empfehlungen des Europäischen Parlaments in Bezug auf Themen 
berücksichtigt wurden, die von der Mitgliedschaft von Parteien in Mitgliedstaaten des Europarates bis zur 
Verwaltungsvereinfachung und von einer Erhöhung des Anteils der EU-Mittel bis zu einer Ausweitung des 
Mechanismus für die Einhaltung der Werte auf nationale Mitgliedsparteien reichen.  

Wie jedoch im abschließenden Kapitel dieser Studie (Kapitel 4) dargelegt wird, werden durch die neue 
vorgeschlagene Verordnung konkrete Probleme angegangen und einige Lücken geschlossen, doch wird 
dadurch der Regelungsrahmen für europäische politische Parteien und die ihnen angeschlossenen Stiftungen 
nicht radikal geändert. Es wurden ein paar begrenzte Änderungen in Bezug auf Angelegenheiten wie die 
individuelle Mitgliedschaft und die interne Parteiendemokratie vorgenommen, wohingegen weitere 
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Bestimmungen über die Europäisierung nationaler Mitgliedsparteien (z. B. in Bezug auf die Verwendung des 
Logos der jeweiligen europäischen politischen Partei auf Stimmzetteln für Wahlen zum Europäischen 
Parlament) oder die Rolle europäischer politischer Parteien im Bereich Wahlen (Auswahl von Kandidaten in 
länderübergreifenden Wahlkreisen) separat im Rahmen des Akts zur Einführung allgemeiner unmittelbarer 
Wahlen der Mitglieder des Europäischen Parlaments behandelt werden sollten. Die meisten eingeführten 
Änderungen wurden von Interessenträgern im Rahmen eines engen Dialogs mit ihnen gefordert, und durch 
den Vorschlag werden europäische politische Parteien hauptsächlich als länderübergreifende 
Parteienbündnisse und weniger als politische Akteure, die den Willen der Unionsbürger zum Ausdruck bringen, 
gestärkt. 

In Bezug auf die Methoden ist anzumerken, dass sich die Studie auf viele verschiedene Quellen (Dokumente 
der EU-Organe, Orientierungsdokumente und akademische Studien) sowie auf empirische Daten stützt, die aus 
den Websites der Behörde für europäische politische Parteien und europäische politische Stiftungen und des 
Europäischen Parlaments oder aus anderen von Denkfabriken oder Akademikern durchgeführten Studien 
extrahiert wurden. Außerdem beruht sie auf einigen nicht zuordenbaren Gesprächen mit wichtigen 
Interessenträgern aus europäischen politischen Parteien, dem Parlament und der Behörde, die gebeten 
wurden, ihre Ansichten zur Reform der Verordnung darzulegen. Die Gespräche wurden entweder persönlich in 
Brüssel oder online geführt und wurden größtenteils aufgezeichnet, aber es wird nur in aggregierter Form 
darüber berichtet, um für die vollständige Anonymität der Befragten zu sorgen. 
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